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(N) Drittes Corona-Steuerhilfegesetz  
 
Weitere steuerpolitische Einzelmaßnahmen geplant   
 
Corona-bedingte wirtschaftliche Folgen 
Die anhaltenden Pandemie-bedingten Einschränkungen bedeuten für viele Branchen nach wie vor große 
Herausforderungen. Das vom Bundesrat am 5.3.2021 verabschiedete „Dritte Gesetz zur Umsetzung 
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise“ beinhaltet weitere steuerliche 
Unterstützungsmaßnahmen. 
 
Ermäßigter Umsatzsteuersatz  
Das Gesetz sieht eine Verlängerung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes in Höhe von 7 % für 
Restaurantumsätze in Gastronomiebetrieben vor. Die Regelung war ursprünglich bis zum 30.6.2021 
befristet. Weiterhin ausgenommen von der temporären Umsatzsteuersenkung bleibt die Abgabe von 
Getränken (nichtalkoholische und alkoholische Getränke, § 12 Abs. 2 Nr. 15 Umsatzsteuergesetz - UStG). 
In der Begründung zum Gesetzentwurf heißt es hierzu, dass die Umsatzsteuersenkung wegen des 
Lockdowns und mangels Umsätzen bisher zu keinen spürbaren Effekten führen konnte. 
 
Erweiterter Verlustrücktrag  
Der Verlustrücktrag für 2020 und 2021 wird auf maximal 10 Millionen Euro bzw. 20 Millionen Euro bei 
Zusammenveranlagung angehoben. Die bereits kürzlich durch das zweite Corona-Steuerhilfegesetz (vom 
29.6. 2020, BGBl I S. 1512) angehobenen Betragsgrenzen von 5 Millionen Euro bzw. 10 Millionen Euro bei 
Zusammenveranlagung (§ 10d Abs. 1 Einkommensteuergesetz-EStG) werden damit wiederum verdoppelt. 
Die neuen Höchstgrenzen werden in den für den vorläufigen Verlustrücktrag für 2020 maßgeblichen § 111 
Abs. 3 EStG übernommen.  
 
Kinderbonus 
Eltern erhalten in 2021 erneut einen einmaligen Kinderbonus von € 150,00 pro Kind. Bereits in 2020 wurde 
ein Bonus von € 300,00 ausgezahlt. Der Bonus wird im Mai 2021 ausgezahlt. Voraussetzung ist, dass in 2021 
für mindestens einen Monat ein Kindergeldanspruch besteht.  
Stand: 2.3.2021 
 
 
 

(N) Nutzungsdauer für Computerhardware und Software 
 
Neues BMF-Schreiben 
 
Computerhardware und Software 
Computerhardware (inklusive Peripheriegeräte, wie z. B. Tastatur, Monitor oder Drucker) und die zum 
Betrieb und zur Nutzung dieser Hardware erforderliche Software sind ein wesentlicher Bestandteil eines 
Homeoffice. Bisher galt für die Abschreibung von Computerhardware und Software eine dreijährige 
Nutzungsdauer.  
 
Neues BMF-Schreiben 
Mit Schreiben vom 26.2.2021 (IV C 3 S 2190/21/10002 :013 ) setzt die Finanzverwaltung die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für Computerhardware und Software, die der Abschreibung nach § 7 
Einkommensteuergesetz ( EStG) zugrunde liegt, auf ein Jahr herab. Die nunmehr verkürzte Nutzungsdauer 
gilt für die unter Punkt II. des Schreibens genannten Computer (inklusive Laptops, Tablets und Thin Clients) 



und Hardwaregeräte (z. B. Docking-Stations, Netzgeräte), Peripheriegeräte (z. B. externe 
Speichermedien, Tastatur, Monitor, Drucker) und Software. Die neue Regelung kann in der 
Gewinnermittlung für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden, angewendet werden. Dabei kann 
die verkürzte Nutzungsdauer nach dem neuen BMF-Schreiben auch auf davon erfasste Wirtschaftsgüter 
angewendet werden, die in früheren Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt wurden und bei denen 
im Regelfall die dreijährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde (Sofortabschreibung des 
Restbuchwerts). 
 
Geringwertige Wirtschaftsgüter 
Die Sofortabschreibung wirkt sich allerdings nur auf Computerhardware und Software aus, die keine 
geringwertigen Wirtschaftsgüter sind. Solche sind selbstständig nutzbare Wirtschaftsgüter, deren 
Anschaffungskosten netto € 800,00 nicht übersteigen (§ 6 Abs. 2 Einkommensteuergesetz - EStG). So kann 
beispielsweise ein Notebook mit Anschaffungskosten in Höhe von € 750,00 unabhängig von der verkürzten 
Nutzungsdauer bereits im Anschaffungsjahr in voller Höhe abgeschrieben werden. 
Stand: 2.3.2021 
 
 
 

(N) Steuerfreier Ebay-Verkauf 
 
BFH-Urteil 
 
Keine Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
Die Finanzverwaltung unterstellt im Regelfall Einkünfte aus Gewerbebetrieb, wenn Privatverkäufe über 
die Internet-Plattform „Ebay“ durchgeführt werden. Diesem Grundsatz ist der Bundesfinanzhof allerdings 
entgegengetreten. „Allein die Verwendung einer auch von gewerblichen Händlern genutzten 
Internetplattform“ führt nicht automatisch zu Gewerbeeinkünften (BFH, Urteil v. 17.6.2020 - X R 18/19; 
veröffentlicht am 7.1.2021). Im Streitfall ging es um die Veräußerung einer privaten 
Modelleisenbahnsammlung. 
Stand: 2.3.2021 
 
 
 

(S) Doppelbesteuerung von Renten 
 
Problemstellung 
Mit dem Alterseinkünftegesetz kam der Gesetzgeber den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) zur nachgelagerten Besteuerung von Alterseinkünften ab dem Jahr 2005 nach. Seither steht die 
Besteuerung der Renten in der Kritik, denn Rentner müssten ihre Renteneinkünfte versteuern, obwohl die 
gezahlten Rentenversicherungsbeiträge bei der Einkommensteuer vor 2005 nicht als Sonderausgaben 
absetzbar waren. 
 
Neues FG-Verfahren anhängig  
Beim Finanzgericht (FG) des Saarlandes ist jetzt ein weiteres Verfahren anhängig, das die Frage der 
Doppelbesteuerung von Renten ab dem 1.1.2005 zum Gegenstand hat (Az. 3 V 1023/21). In dem Verfahren 
wurde erstmals eine Rechnung für eine Doppelbelastung vorgelegt. Die Klägerin, die über ihr gesamtes 
Arbeitsleben Beiträge in die Rentenversicherung einbezahlt hatte, kommt in dem Verfahren zu einer 
doppelten Steuerbelastung von knapp 20 %. 
 
Anhängiges BFH-Verfahren 
Vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ist derzeit ein Verfahren zu dieser Thematik anhängig. Der BFH wird in 
dieser Entscheidung dazu Stellung nehmen, unter welchen Voraussetzungen sich eine Doppelbesteuerung 
ergibt und welche Folgen eine solche doppelte Besteuerung hat. Rentner können sich für Einsprüche auf 
dieses Verfahren berufen (Az.: X R 20/19). Ein Einspruch ist notwendig, da die Doppelbesteuerung von 
Renten nicht auf der Liste der vorläufigen Steuerfestsetzungen enthalten ist.  



Stand: 2.3.2021 
 
 
 

(N) Kapitalerträge: BMF-Schreiben zur Abgeltungsteuer 
 
Neues BMF-Schreiben vom 19.2.2021 
 
Steuerliche Behandlung von Xetra-Gold und Rohstoffzertifikaten 
Bestimmte als Inhaberschuldverschreibung ausgekleidete Wertpapiere wie das „Xetra-Gold“ räumen dem 
Inhaber ein Recht auf die Auslieferung des darin verbrieften Goldbestandes ein. Diese Wertpapiere 
lieferten in der Vergangenheit immer wieder Streitpunkte mit der Finanzverwaltung. Bereits in 2015 hatte 
der Bundesfinanzhof (BFH) in zwei Urteilen die Steuerfreiheit der Veräußerungsgewinne auf Xetra-Gold- 
Inhaberschuldverschreibungen bestätigt. In dem Urteil vom 6.2.2018 (IX R 33/17) hat der BFH entschieden, 
dass die Einlösung von Xetra-Gold-Inhaberschuldverschreibungen, die dem Inhaber ein Recht auf die 
Auslieferung von Gold gewähren, nicht der Einkommensteuer unterliegt, wenn die Jahresfrist für private 
Veräußerungsgeschäfte  (§ 23 Einkommensteuergesetz - EStG) verstrichen ist. 
 
Änderung BMF-Schreiben 
Mit Änderung der Rz. 57 des BMF-Schreibens vom 18.1.2016 (BStBl I S. 85) durch das BMF-Schreiben vom 
19.02.2021 (IV C 1 - S 2252/19/10003:007) folgt die Finanzverwaltung nun der Rechtsprechung des BFH. 
Demnach liegt keine Kapitalforderung vor, wenn die Vertrags- bzw. Emissionsbedingungen vorsehen, dass 
der Emittent das zur Verfügung gestellte Kapital nahezu vollständig in Gold oder einen anderen Rohstoff 
zu investieren hat und ausschließlich ein Anspruch auf Auslieferung des hinterlegten Rohstoffs oder ein 
Anspruch auf Auszahlung des Erlöses aus der Veräußerung des Rohstoffs besteht. 
 
Negative Einlagezinsen  
Bekräftigt hat die Finanzverwaltung in Rz. 129a ihre Auffassung zur steuerlichen Behandlung von 
Negativzinsen. Während in der Literatur die Auffassung vertreten wird, dass solche Zinsen negative 
Kapitaleinkünfte darstellen, sieht die Finanzverwaltung darin eine „Verwahr- und Einlagegebühr“, welche 
durch den Sparer-Pauschbetrag (€ 801,00 bzw. € 1.602,00 bei Zusammenveranlagung) abgegolten ist. Auch 
bei Staffelzinsanleihen besteuert die Finanzverwaltung nur die positiven Zinsen. Ist die Gesamtverzinsung 
positiv, zahlt der Anleger Abgeltungsteuer. Ist die Gesamtverzinsung negativ, stellt diese eine Verwahr- 
oder Einlagegebühr dar. Auf Negativzinsen bleiben Anleger somit sitzen. 
Stand: 2.3.2021 
 
 
 

(S) Totalverluste aus Termingeschäften und 
Aktienverkäufen geltend machen 
 
Rechtslage bis 2019 
In der Rz. 59 des BMF-Schreibens vom 18.1.2016 zur Abgeltungsteuer (IV C 1 - S 2252/08/10004:017 BStBl 
2016 I S. 85) vertritt das Bundesfinanzministerium die Auffassung, dass eine Veräußerung nicht vorliegt, 
„wenn der Veräußerungspreis die tatsächlichen Transaktionskosten nicht übersteigt“. Außerdem 
berücksichtigt die Finanzverwaltung Veräußerungsverluste nicht, wenn „die Höhe der in Rechnung 
gestellten Transaktionskosten nach Vereinbarung mit dem depotführenden Institut dergestalt begrenzt“ 
ist, „dass sich die Transaktionskosten aus dem Veräußerungserlös unter Berücksichtigung eines 
Abzugsbetrages errechnen“. Gegenteilige Auffassungen vertreten sowohl einzelne Finanzgerichte als auch 
der Bundesfinanzhof (BFH). Lehnt das Finanzamt vor 2019 entstandene Verluste ab, sollte gegen den 
Steuerbescheid Einspruch unter Verweis auf das anhängige BFH-Verfahren VIII R 5/19 eingelegt werden.  
 
Rechtslage ab 2020 
Mit dem Jahressteuergesetz 2020 wurde für Verluste aus Termingeschäften eine 
Verrechnungsbeschränkung eingeführt. Diese können seit 2021 nur noch bis zu € 20.000,00 pro Jahr und 
auch nur mit Gewinnen aus solchen Geschäften verrechnet werden (§ 20 Abs. 6 Satz 5 



Einkommensteuergesetz - EStG). Für Totalverluste aus der Ausbuchung wertloser Wertpapiere wurde mit 
dem Jahressteuergesetz 2020 die bereits für 2020 geltende Verlustverrechnungsbeschränkung von € 
10.000,00 auf € 20.000,00 angehoben. Darüber hinausgehende Verluste können auf Folgejahre vorgetragen 
und nur mit Gewinnen aus Folgejahren verrechnet werden (§ 20 Abs. 6 Satz 6 EStG). Aktiengewinne sollten 
daher möglichst den Verlustvorträgen entsprechend realisiert werden. 
Stand: 2.3.2021 
 
 
 

(N) Automatischer Informationsaustausch 
 
Diese Staaten melden 2021 an Deutschland 
 
Zwischenstaatlicher Austausch von Finanzinformationen 
Seit 2017 tauschen rund 100 Staaten Informationen über Anlagekonten und Depots von Kontoinhabern aus, 
die ihren Wohnsitz im jeweils anderen Staat haben. Der Informationsaustausch erfolgt regelmäßig zum 
30.9. eines Jahres. Gemeldet werden die Jahresschlussdaten des Vorjahres. Am 30.9.2021 erfolgt also die 
Mitteilung von Kontosalden zum 31.12.2020. Der Informationsaustausch ist im deutschen Steuerrecht im 
Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz (FKAustG) geregelt. 
 
Vorläufige Staatenliste 2021 
Am automatischen Informationsaustausch 2021 nehmen alle EU-Staaten sowie Drittstaaten, die mit der 
Europäischen Union eine Vereinbarung zum automatischen Informationsaustausch oder mit Deutschland 
ein entsprechendes Abkommen geschlossen haben, teil. Das BMF veröffentlicht alljährlich eine vorläufige 
Staatenliste. Die in 2021 voraussichtlich teilnehmenden Staaten sind im BMF-Schreiben vom 11.2.2021 (IV 
B 6 - S 1315/19/10030:032) aufgelistet. 
 
Türkei dabei 
Auf der vorläufigen Staatenliste 2021 finden sich 109 Staaten, unter anderem auch die Türkei. Die jeweils 
aktuelle Fassung steht auf der Internetseite des Bundeszentralamtes für Steuern (BZSt) unter 
www.bzst.bund.de zum Abruf bereit. 
Stand: 2.3.2021 
 
 
 

(S) Corona-bedingt ausbleibende Mieten 
 
OFD-Kurzinformation  
Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen (OFD NRW) hat in der Kurzinformation Einkommensteuer Nr. 
2020/16 die Ergebnisse der Beratungen auf Bund-/Länderebene bezüglich der steuerlichen Behandlung 
von Mietausfällen, welche durch die Corona-Pandemie bedingt sind, erörtert.  
 
Keine Kürzung der Werbungskosten 
Nach diesem Schreiben führt ein vorübergehender vollständiger oder teilweiser Mieterlass nicht zu einer 
Neubeurteilung des Mietverhältnisses. Insbesondere wird betont, dass ein in 2020 oder 2021 gewährter 
Mieterlass nicht zur Anwendung der Regelungen über die Aufteilung der Werbungskosten in einen 
entgeltlichen und unentgeltlichen Teil führt. Dies gilt auch, wenn die tatsächliche Miete infolge des 
Mieterlasses auf unter 66 % der ortsüblichen Marktmiete sinkt (§ 21 Abs. 2 Einkommensteuergesetz - EStG).  
Stand: 2.3.2021 
 
 
 


